
Bundessozialgericht

Im Namen des Volkes
Ub/9a RV 5/8N

Urteil
Verkündet am

11. April 1985
.In dem Rechtssüeh

.....|.........CIOOCOIOOOIUOOOOOOOI0.0.0.0.0,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte: .....................‚

g e g e n

..........o|o.on...-dooooncolocooolocooetc..,

Beklagter und Revisionskläger.

Der Mb Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 11. April 1985

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 12. Dezember 1983

aufgehoben. Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des

Sozialgerichts Karlsruhe vom 16. Mai 1983 wird zurück-

gewiesen.

Der Beklagte hat der Klägerin außergerichtliche Kosten des

Verfahrens nicht zu erstatten.
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Unter den Beteiligten ist streitig, ab wann der Klägerin eine

Witwenversorgung wiederzubewilligen ist.
1 1
1
\

1 1

l 1
Die 1921 geborene Klägerin war in erster Ehe mit dem kriegsver—

schollenen und 1952 für tot erklärten kaufmännischen Angestellten

K. G. verheiratet gewesen. Ihre 195ü geschlossene

zweite Ehe mit E. P. ‘ C. endet mit dessen Tod im

Jahre 1958. Von der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte

(BfA) bezieht sie seither aus dessen Versicherungsverhältnis

Witwenrente (AnV-Witwenrente).

\
1

Den Antrag der Klägerin auf Wiederbewilligung einer - früher

schon zeitweilig gewährten - Witwenrente nach dem ersten Ehemann

lehnte das Versorgungsamt (VA) mit einem Bescheid vom 21. Juni

1971 zunächst ab, weil nach Anrechnung der AnV-Witwenrente aus

der Versicherung des zweiten Ehemannes nichts zu zahlen bleibe.

Hiergegen hat die Klägerin keinen Rechtsbehelf eingelegt. Mit

einem weiteren Bescheid vom 15. September 1972 bewilligte das VA

der Klägerin wieder Witwenversorgung nach Kurt G. (Grund—, Aus-

gleichsrente und Schadensausgleich) von damals monatlich

278,-— DM, indem es die AnV-Witwenrente von damals monatlich

383,-- DM voll anrechnete. Auch hiergegen legte die Klägerin

keinen Rechtsbehelf ein. Im Jahre 1981 betrugen die Versorgungs-

bezüge nach mehreren Neufeststellungen monatlich 572‚—- DM (V81

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zuletzt den Bescheid des VA vom 12. Januar 1981).

Am 28. September 1981 sprach die Klägerin beim VA vor und gab

an, daß sie gegenüber der BfA einen Anspruch auf Witwenrente auch

aus dem Versicherungsverhältnis ihres ersten Ehemannes Kurt G.

habe, der freilich geringer sei als die Witwenrente nach dem

zweiten Ehemann E. P. C. Sie beantragte, ihre Gesamt-

versorgung ab 1. November 1981 neu zu prüfen. Daraufhin stellte

das VA die Hinterbliebenenbezüge der Klägerin mit dem streitigen

Bescheid vom 21. September 1982 unter (teilweiser) Rücknahme der

Bescheide vom 21. Juni 1971 und 15. September 1972 sowie der

Folgebescheide neu auf einen insgesamt höheren Betrag fest. Im

einzelnen bewilligte das VA der Klägerin ab 1. Januar 1977 Ver—

sorgungsbezüge nunmehr in der Weise, daß hierauf die Witwenrente

nach ihrem zweiten Ehemann nicht mehr in voller, sondern "nur in

der Höhe angerechnet" wurde, "als sie nicht zur Kürzung der AnV-

Witwenrente nach dem ersten Ehemann geführt hat". Weiter berück-

sichtigte das VA bei den einkommensabhängigen Leistungen nur noch

die AnV—Witwenrente nach dem ersten Ehemann. Hieraus ergab sich

insgesamt eine rückwirkende Erhöhung der Witwenbezüge und eine

Nachzahlung von 8.UOO,—- DM. Zur Frage des Beginns der höheren

Bezüge heißt es im Bescheid, Sozialleistungen würden nach 5 MM

Abs & des Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches (SGB 10) läng-

stens bis zu H Jahren vor der Rücknahme erbracht. Die Frist sei

dabei vom Beginn des Jahres an zu rechnen, in dem der Antrag

- hier: Antrag der Klägerin auf Zugunstenentscheidung vom

28. September 1981
- gestellt worden sei. Mit dem auf Lei—

stungserhöhung bereits ab 1. April 1971 zielenden Widerspruch
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1
gegen diesen Bescheid drang Pie Klägerin nicht durch (Wider—

spruchsbescheid des
Landesversorgungsamtes

-LVersorgA-

vom 29. November 1982).

11
In der Vorinstanz hatte die Klägerin dagegen Erfolg. Mit dem an—

gefochtenen Urteil vom 12. Dezember 1983 hat das Landessozial-

gericht (LSG) die klageabweisende Entscheidung des Sozialgerichts

(SG) vom 16. Mai 1983 auf ihre zugelassene Berufung aufgehoben

und das beklagte Land unter Abänderung der angegriffenen Be—

scheide verurteilt, ihr auch für die Zeit vom 1. April 1971 bis

zum 31. Dezember 1976 wiederaufgelebte Witwenrente unter Beach-

tung des in 5 HA Abs 5 Satz 1 des Bundesversorgungsgesetzes (BVG)

enthaltenen Verbots der Doppeltanrechnung zu gewähren, ferner,

ihr ab 1. Januar 1978 die gesetzlichen Zinsen zu zahlen. In der

Begründung des Urteils ist ausgeführt, das VA habe im streitigen

Bescheid richtig erkannt, daß es in den zurückgenommenen Be-

scheiden vom 21. Juni 1971 und 15. September 1977 (samt Folge-

hescheiden) das ab 1. Januar 1967 geltende "Verbot der Doppelt-

anrechnung" gemäß 5 AA Abs
5Eaa0

idF des Dritten Neuordnungsge-

setzes (*3. NOG) vom 28. Dezember 1966 (BGBl I S 750) nicht

beachtet habe. Die auch aus dem — nunmehr anzuwendenden - 5 MM

Abs ü SGB 10 ergebende zeitliche Begrenzung der Wirkungen der

Rücknahme der rechtswidrigen belastenden Verwaltungsakte auf

“ Jahre vor der Rücknahme stehe dem Begehren der Klägerin auf

rückwirkende Leistung bereits ab 1. Januar 1971 nicht entgegen.

Der genannten "Formalvorschrift" übergeordnet sei nämlich der

"rechtliche Gesichtspunkt des sozialrechtlichen Herstellungsan-

spruchs". Die Fehlerhaftigkeit der jetzt zurückgenommenen Be-
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scheide (samt Folgebescheiden) sei nämlich allein dem Verschulden

des Beklagten zuzurechnen, der bereits damals unschwer Bescheide

mit richtiger Leistungshöhe hätte erlassen können. Es liege also

ein Sachverhalt vor, der einen Herstellungsanspruch der Klägerin

hätte begründen können. Herstellungsansprüche aber unterlägen

keinen Verjährungsgrenzen. Es verstoße gröblichst gegen Treu und

Glauben, wenn sich ein öffentlich-rechtlicher Leistungsträger auf

formales Recht berufe, um einen in der Sache ungerechtfertigten

Vorteil zu erhalten, den er nur durch eigene Fehlleistungen er-

langt habe.

Das LSG hat in diesem Urteil die Revision zugelassen.

Das beklagte Land hat die Revision eingelegt. Es bringt zur Be—

gründung vor, 5 MM Abs ” SGB 10 enthalte eine Ausschlußfrist.

Soweit ein Herstellungsanspruch der Klägerin bestehen sollte,

werde die Einrede der Verjährung geltend gemacht. Die Klägerin

könne den Einwand unzulässiger Rechtsausübung "wegen eines Ver-

tretenmüssens des Leistungsträgers" nicht mehr erheben.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Landessozialgerichts vom 12. Dezember

1983 aufzuheben und die Berufung der Klägerin zurück-

zuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision kostenpflichtig zurückzuweisen.
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Sie ist der Auffassung, die den zuständigen Sachbearbeitern beim

VA unterlaufenen Bearbeitungsfehler seien zweifellos als grob

nachlässige Fehlbearbeitung zu qualifizieren, die allein und

ausschließlich der Verantwortlichkeitssphäre des Leistungsträgers

zuzurechnen sei. Ihr wären die
zu Unrecht vorenthaltenen Lei-

stungen mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit bewilligt

worden, wenn die Versorgungsverwaltung noch unter der Geltung des

alten Rechts - also im Zeitraum zwischen 1971 und 1980 - die

sachlich gebotene
Uberprüfuhg

der in Frage stehenden Bescheide

durchgeführt hätte. Wenn das Berufungsgericht die vorliegende

Fallgestaltung dem sozialrechtlichen Herstellungsanspruch unter-

stelle und dabei mit überzeugenden Erwägungen die in der Recht-

sprechung entwickelten Grundsätze entsprechend erweitere,

schließe es damit eine Lücke, die durch die Regelung des % HM

Abs & SGB 10 entstanden sei. Ob es eines Rückgriffs auf die

Grundsätze des
HerstellungsaLspruchs

im vorliegenden Fall über-

haupt bedürfe, könne letztlich dahinstehen; im Ergebnis wäre dem

Beklagten eine Berufung auf die im Gesetz vorgesehene Ausschluß-

frist ebenso bei einer
bereits

unmittelbaren Anwendung des

Rechtsgedanken des @ 2A2 des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB),

mindestens aber über die Beachtung der Art 3 und 1U des Grundge—

setzes (GG) versagt. Der Beklagte könne gegen den vom Berufungs-

gericht angenommenen Herstellungsanspruch die Einrede der Ver-

jährung nicht erheben. Es wäre rechtsmißbräuchlich, in einem Fall

wie dem vorliegenden zwar % MU Abs 4 SGB 10 für unanwendbar zu

halten, statt dessen aber die Verjährungseinrede zuzulassen.

\ 1
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II

Die Revision des Beklagten ist zulässig und begründet.

Der Beklagte hat mit dem streitigen Bescheid des VA vom

21. September 1982 in der Gestalt des bestätigenden Wider-

spruchsbescheids des LVersorgA vom 29. November 1982 die der

Klägerin Witwenversorgung nach Kurt G. nicht oder nur in zu ge—

ringer Höhe gewährenden Bescheide vom 21. Juni 1971 und

15. September 1972 samt den Folgebescheiden gemäß % UH Abs 1

Satz 1 SGB 10 (teilweise) zurückgenommen und der Klägerin ab

1. Januar 1977, also rückwirkend, höhere Leistungen bewilligt.

Insoweit hat die Klägerin den — begünstigenden - Rücknahmebe-

scheid nicht angefochten; er ist daher in diesem Umfang bindend

iS des 5 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).

Angegriffen hat die Klägerin den Bescheid dagegen insoweit, als

er den Beginn des neu festgestellten Leistungsanspruchs betrifft.

Die Frage, für welchen in die Vergangenheit reichenden Zeitraum

der Leistungsträger die Leistungen im Falle einer Zugunstenent-

scheidung nach % MU Abs 1 Satz 1 SGB 10 zu bewilligen hat, regelt

% UM Abs 4 aaO. Nach Art II 5 MO Abs 2 Satz 2 SGB 10, in Kraft

getreten am 1. Januar 1981 (Art II 8 MO Abs 1 Satz 1 aaO), steht

der Anwendung von 5 ”U Abs & SGB 10 nicht entgegen, daß der

"aufzuhebende Verwaltungsakt" - hier jeder der beiden Bescheide

des VA vom 21. Juni 1971 und vom 15. September 1972 — "vor dem

1. Januar 1981 erlassen worden ist" (vgl dazu den Beschluß des

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-8-

Großen Senats des
Bundessozialgerichts

-BSG- vom 15. Dezember

1982 in BSGE SH, 223 : SozR 1300 S MM Nr 3). Im einzelnen be-

stimmt 5 MM Abs ü Satz 1 SGB 10, daß nach der Rücknahme des

rechtswidrigen nicht begünstigenden Verwaltungsakts mit Wirkung

für die Vergangenheit Sozialleistungen längstens für einen Zeit-

raum bis zu H Jahren vor der Rücknahme erbracht werden. Nach

Satz 3 aaO tritt an die Stelle der Rücknahme der Antrag, wenn die

Rücknahme auf einen solchen Antrag erfolgt ist. Einen Antrag

dieser Art hat die Klägerin bei ihrer Vorsprache beim VA am

28. September 1981 gestellt. Mithin stehen ihr nach der Rück-

nahme der beiden vorgenannten Bescheide die erhöhten Bezüge ab

1. Januar 1977 zu. Der streitige Bescheid ist sonach richtig.

1

Das Berufungsgericht
hält dieses

Ergebnis aus der Überlegung für

nicht hinnehmbar, daß ein öffentlich—rechtlicher Leistungsträger

nicht materielle Vorteile für sich behalten dürfe, die ihm durch

eigene Fehlleistungen zugewachsen seien. Im Ergebnis nimmt das

rsc an, daß 5 MM Abs 4 Satz 1 SGB 10 in allen Fällen unanwendbar

sei, in denen die Rechtswidrigkeit des nach 5 “U Abs 1 Satz 1

SGB 10 zurückgenommenen nicht begünstigenden Verwaltungsakts auf

einem erheblichen Verschulden (grober Fahrlässigkeit) des Lei—
\

stungsträgers beruhe. Dieser Auffassung kann nicht gefolgt wer—

den. — 1 ‘
1

1; 1

Die vom LSG angenommene Einsähränkung der Anwendungsbreite des

5 MM Abs ü Satz 1 SGB 10 ist weder dem Text der Norm noch dem mit

ihm zu verbindenden Normsinn zu entnehmen. Das Verschulden des im

Verwaltungsverfahrens Beteiligten ist in 5 MM aaO sehr wohl, je—
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doch allein in Abs 1 Satz 2 für rechtserheblich erklärt: Danach

hat der Leistungsträger den Sozialleistungen rechtswidrig vor-

enthaltenden Verwaltungsakt nicht zurückzunehmen, wenn er auf

Angaben beruht, "die der Betroffene vorsätzlich ...
unrichtig

oder unvollständig gemacht hat“. Die Tatsache, daß das Verschul-

den des Leistungsträgers in Abs & aaO dagegen nicht genannt ist,

kann mithin nicht einem Versehen angelastet werden; der Gesetz—

geber hat dies offensichtlich bewußt und in Kenntnis des Umstan-

des getan, daß den Leistungsträger an der Rechtswidrigkeit des

nach Abs 1 Satz 1 aaO zurückgenommenen Verwaltungsakts im Ein—

zelfall ein Verschulden getroffen haben mag.

Dies bestätigt auch die Entstehungsgeschichte des % UH Abs ü

SGB 10:

Am “. Dezember 197M hatte das BSG in BSGE 38, 22”, 226 (: SozR

2200 5 29 Nr 2) entschieden, daß dann, wenn der Leistungsträger

“‘nen bindenden Ablehnungsbescheid rückwirkend aufgehoben hat,

auch die die Unterbrechung der Verjährung beendigende Wirkung des

Ablehnungsbescheids mit der Folge beseitigt werde, daß die durch

den Rentenantrag eingetretene Unterbrechung der Verjährung je-

denfalls dann weiterlaufe, wenn der Berechtigte zwischen Eintritt

der Bindungswirkung des Ablehnungsbescheides und Einleitung des

Neufeststellungsverfahrens noch keinen Anlaß hatte, ein solches

Verfahren zu beantragen. In der Amtlichen Begründung des Regie-

rungsentwurfs (RE) eines 5 “2 Abs 4 SGB 10 (BR—Drucks 170/78

S 3ü), der dem jetzigen 5 MM Abs & Satz 1 aaO entspricht, ist

unter Bezug auf diese Rechtsprechung ausgeführt: "Der Vierjah—
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reszeitraum, der der Verjährungsfrist von Sozialleistungen nach I

8 US SGB entspricht, ist im Gesetz festgelegt, um sicherzustel-

len, daß nicht über diesen Zeitraum hinaus rückwirkend Leistungen

zu erbringen sind (vgl BSG im Urteil vom 21. April 197H - SozR

2200 5 29 Nr 2, wonach bei rückwirkender Aufhebung eines Verwal—

tungsakts auch eine schon eingetretene Verjährung wieder ent-

fällt)". Abs 4 Satz 1 aaO enthält hiernach eine materiell—recht-

liche Einschränkung des nachträglich bewilligten Anspruchs auf

Sozialleistungen für die Vergangenheit, deren Wirkung über die

der Verjährung nach S 45 SGB 1 hinausgeht und der einer Aus-

schlußfrist entspricht (ganz herrschende Meinung, vgl 28 Hauck/

Haines, SGB X 1, 2, K 5 NH RdNr 35 und SGB I K “5 RdNr 5 S 5 un-

ten; Kaltenbach/Maier, Die Rentenversicherung im SGB, Band II, X,

% HM RdNr UM; Verbandskommentar zur gesetzlichen Rentenversi-

cherung, SGB 10 % HA RdNr 20; Zweng/Scheerer/Buschmann, Handbuch

der Rentenversicherung 1, SGB X % HU Anm VI 1; nicht ganz klar

dagegen der Große Senat des BSG in der Entscheidung vom 15. De-

—ember1982 —BSGESu, 223, 231 : SozR 2200, 1300 % nu Nr 3, der

von einer "Leistungseinschränkung wegen Verjährung" spricht,

möglicherweise aber "... wegen Zeitablaufs" meint). Bei einer

von Amts wegen zu beachtenden materiell-rechtlichen Leistungs—

einschränkung, deren erklärter einziger Sinn und Zweck es ist

"sicherzustellen", daß nach Zugunstenentscheidung Leistungen

nicht über & Jahre hinaus rückwirkend gewährt werden, kann na-
\

turgemäß nicht von Belang sein, ob den Leistungsträger ein Ver-

schulden an der Nichterbringung der Sozialleistung trifft (so

auch Hauck/Haines und Verbandskommentar aaO; Eicher/Haase/

Rauschenbach, Die Rentenversibherung der Arbeiter und der Ange-
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stellten, SGB I S UM Anm 6). Daß ein solches Verschulden des So-

zialleistungsträgers in einer Mehrzahl von Fällen Grund der "un-

richtigen Rechtsanwendung" und sohin der unrechtmäßigen Vorent-

haltung von Sozialleistungen iS von Abs 1 Satz 1 aaO sein wird,

kann der Gesetzgeber nicht übersehen haben. Im übrigen besteht

Anlaß zu dem Hinweis, daß sich der Schuldner auch auf Verjährung

- Zeitablauf, der den Verpflichteten berechtigt, die Leistung zu

verweigern (vgl S 222 BGB) - solange berufen kann, als nicht we—

gen eines groben Verstoßes gegen Treu und Glauben die Grenze zu-

lässiger Rechtsausübung überschritten ist (vgl Münchner Kommentar

zum BGB, Band 1, 5 19h RdNr 8 und 10); bloße Fahrlässigkeit ist

ohne Belang.

Das LSG kann sich für seine entgegenstehende Auffassung auch

nicht auf den sozialrechtlichen Herstellungsanspruch (zu Termi-

nologie und inhaltlicher Begriffsbestimmung vgl statt vieler BSG

in BSGE U9, 76, 78 : SozR 2200 S 1ü18 Nr 6) berufen. Bei ihm

handelt es sich um ein von der Rechtsprechung im Wege der Fort-

bildung des geschriebenen Rechts entwickeltes Rechtsinstitut im

System des öffentlich-rechtlichen Nachteilsausgleichs (zur Ent-

wicklungsgeschichte im einzelnen vgl Funk, DAngVers 1981, 26 ff).

Dieses Rechtsinstitut ist daher nicht anders als ein in einem

deutschen Gesetz niedergelegter Rechtssatz Bestandteil des deut-

schen — geschriebenen und ungeschriebenen - Rechts (zu "Recht und

Gesetz" vgl auch Art 20 Abs 3 GG; vgl im übrigen Hauck/Haines,

SGB X, K $ NM RdNr 7). “Das Recht unrichtig angewandt" iS von

% MM Abs 1 Satz 1 SGB 10 hat mithin der Sozialleistungsträger

auch dann, wenn sein aufgehobener belastender Verwaltungakt
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"rechtswidrig" allein deshalb war, weil er gegen Richterrecht

- hier: zum Institut des Hérstellungsanspruchs
- verstoßen hätte.

5 MM Abs M aaO, der für alle Fälle rechtswidriger Vorenthaltung

von Sozialleistungen nach Rücknahme eines belastenden Verwal—

tungsakts gilt, regelt mithin auch den vorliegenden Fall unter

dem denkbaren Gesichtspunkt des Herstellungsanspruchs (so auch

Maier/Kaltenbach und Verbandskommentar aaO; offengelassen vom

Großen Senat des BSG aaO, S 332 und im Anschluß hieran in den

Urteilen des BSG vom 28. August 198U —11 RA 50/83- und vom

13. Dezember 198“ -9a RV 60/83-).

1 1

Bei dieser Rechtslage könnte noch zu prüfen sein, ob die Begren-

zung der der Klägerin rückwirkend zuerkannten Leistungen auf ei-

nen Zeitraum von & Jahren verfassungsrechtlich zu beanstanden

wäre. Diese Frage hat indessen der Große Senat des BSG aaO

(S 231) bereits ausdrücklich verneint und darauf hingewiesen, daß

Sozialleistungen immer schon "der Verjährung" unterworfen gewesen

seien, so daß auch im Falle des % AM Abs & SGB 10 zugunsten des

Leistungsberechtigten ein Vertrauensschutz nicht zu begründen

sei. ‘

11Nach alledem hat das SG den
streitigen

Bescheid und den bestäti-

genden Widerspruchsbescheid des Beklagten in seinem Urteil vom

16. Mai 1983 zutreffend bestätigt. Auf die Revision des Beklag-

* \
ten war daher das entgegenstehende Urteil des LSG aufzuheben und

die Berufung der Klägerin gegen die Entscheidung des SG zurück-

zuweisen.
; ‘
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Die Kostenentäähéidung beruht auf % 193 SGG.
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